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Vorwort zur 4. Auflage

Vier Jahre nach der Herausgabe der 3. Auflage dieses Standardwerkes ist es we-
gen der schnell fortschreitenden Entwicklung eines doppischen Verfahrens für
die kommunale Haushaltswirtschaft erforderlich geworden, in einer 4. Auflage
die grundsätzlichen Sachverhalte zur Prüfung der neuen kommunalen Haus-
halte zu behandeln. Nordrhein-Westfalen hatte zum 1.1. 2005 die bisherige Ka-
meralistik durch die kaufmännische Buchführung abgelöst, in Niedersachsen
wurde im November 2005 der entsprechende Gesetzesbeschluss gefasst. Die
überwiegende Zahl der Flächenländer hat diesen Schritt nachvollzogen, wobei
in manchen Bundesländern die Gemeinden die Option haben, entweder nach
den Grundsätzen der Erweiterten Kameralistik oder nach der doppischen
Buchführung ihre Geschäftsvorfälle nachzuweisen.

Damit wird für die Kommunen das realisiert, was Art. 114 GG seit 1949 dem
Bundesfinanzminister auflegt: „über das Vermögen und die Schulden … Rech-
nung zu legen“. Angesichts der Tatsache, dass die Kameralistik nicht geeignet
ist, eine derartige Übersicht aus der Buchführung heraus zu entwickeln, beweg-
ten sich faktisch alle bisherigen Bundesfinanzminister auf dem Boden des
Artikels 72 der Reichsverfassung von 1871, wonach lediglich über die Verwen-
dung aller Einnahmen des Reiches durch den Reichskanzler Rechnung zulegen
war.

Das neue Haushaltsrecht greift zwar vieles auf, was in den letzten Jahren der
Kameralistik verändert wurde. Die Instrumente, wie sie sich aus der einseitigen,
der gegenseitigen und der unechten Deckung ergaben, verbunden mit der un-
beschränkten Bildung von Haushaltsausgaberesten auch im Verwaltungshaus-
halt sowie die Übertragbarkeit von außerplanmäßigen Verpflichtungsermächti-
gungen führten zu einer Entmachtung der Gemeinderäte und damit faktisch zu
einer Entdemokratisierung der Einrichtungen, die Willy Brandt einst als Schule
der Demokratie bezeichnet hatte.

Das doppische Haushaltsrecht geht weiterhin von den Erleichterungen, wie
sie in den letzten Jahren der Kameralistik geschaffen wurden, aus. Ein wesent-
licher Unterschied besteht allerdings darin, dass mit der Planung des Haushalts
ein deutlicher Zwang weg von der Input-orientierten hin zur Output-orientier-
ten Steuerung geschaffen wurde. Es reicht nämlich nicht mehr aus, Haushalts-
mittel nur zu veranschlagen, sondern es ist erforderlich auch Ziele, Kennzahlen
und Leistungsdaten im Rahmen der Haushaltsplanberatung zu nennen. Es wird
Aufgabe der Räte sein, nicht nur Mittel bereitzustellen, sollen auch ganz klar
zu definieren, welche Ziele mit diesen Mitteln erreicht werden sollen und was
passiert, wenn diese Ziele nicht erreicht werden.
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Für die Prüfung ergibt sich hierdurch ein neuer Ansatz: nicht mehr das ord-
nungsgemäße Nachweisen von Zahlungsvorgängen steht im Mittelpunkt, son-
dern die Frage, ob das, was erreicht werden sollte, mit den zur Verfügung ste-
henden Mitteln auch erreicht wurde.

In dieser Situation müssen Ratsmitglieder wissen, wie sie die Hoheit über die
städtischen Finanzen behalten können. Daher liegt ein Schwerpunkt dieses Bu-
ches auf die Behandlung des neuen kommunalen Haushaltsrechts, so wie es
sich in Nordrhein-Westfalen darstellt. Allerdings wurde auch auf die bereits be-
kannten Vorschriften der übrigen Länder verwiesen. Teilweise ist aber aufgrund
völlig unterschiedlicher Bewertung von Ansätzen in der 1. Eröffnungsbilanz
eine einheitliche Behandlung aus der Sicht der Prüfung nicht möglich.

Unabhängig von der Einführung der Doppik gilt die Kameralistik entweder
noch als Übergangslösung oder bleibt als Option bestehen. Daher ist es erfor-
derlich, sowohl das „alte“ Recht – die Kameralistik – zu behandeln als auch auf
„neues“ Recht – die kaufmännische Buchführung – einzugehen. Soweit dies
methodisch in den laufenden Text passt, erfolgt es an der jeweiligen Stelle. An-
sonsten wird auf das erweiterte Kapitel VIII und das neue Kapitel IX verwie-
sen.

Als Folge der Umstellung des Haushaltsrechts hat sich das Prüfungsrecht an-
passen müssen. Vieles, was in der Praxis der Wirtschaftsprüfer erprobt wurde
und sich bewährt hat, kann von den kommunalen Rechnungsprüfungsämtern
übernommen werden. Allerdings ist der Blickwinkel der Wirtschaftsprüfer ein
anderer als der der kommunalen Rechnungsprüfungsämter: Während die ers-
teren auch steuerrechtliche Vorschriften zu beachten haben, sich aber bei der
Prüfung der Bilanz ausschließlich auf HGB-Vorschriften und den Bestimmun-
gen der Satzungen und Regeln des Unternehmens beschränken, ist das Steuer-
recht für die RPÄ ohne Bedeutung. Dafür kommt aber das gesamte Spektrum
der von den Kommunen anzuwendenden Rechtsvorschriften hinzu.

Um das Werk in einem handlichen Umfang zu erhalten, war es erforderlich,
insbesondere auf die Anhänge, die Prüfungen in der Kameralistik behandeln,
zu verzichten. Ebenfalls wurde der Abschnitt über die ADV-Prüfung herausge-
nommen.

Ein Dank gilt den Teilnehmern einer Projektgruppe der Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung in NRW, die mir wertvolle Hinweise für das Kapitel IX
gegeben haben.

Meerbusch, im Mai 2007 Der Verfasser
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Vorwort zur 1. Auflage

Kommunale Rechnungsprüfung – was verbirgt sich hinter diesem Begriff? In
einer Kommunalverwaltung hat fast jeder Mitarbeiter schon einmal mit dem
Rechnungsprüfungsamt zu tun gehabt, oftmals mit unangenehmen Beige-
schmack. „Die rechnen nach, ob die Preise stimmen und ob Skonto ordnungs-
gemäß abgezogen worden ist.“ Dies wird auch heute oftmals den Auszubilden-
den in Kommunalverwaltungen vermittelt. Und dies ist heute ebenso falsch wie
es vor Jahren falsch war.

Rechnungsprüfung hat nur bedingt mit dem Nachrechnen von Rechnungen
– seien es Lieferanten – oder Baurechnungen zu tun. Rechnungsprüfung ist die
Prüfung der Rechnung. Unter Rechnung wird hierbei die Jahresrechnung, also
die Bilanz der kommunalen Haushaltswirtschaft verstanden. Damit nimmt das
Rechnungsprüfungsamt Aufgaben wahr, die – auf Belange der Privatwirtschaft
übertragen – eher dem Wirtschaftsprüfer als der Innenrevision eines Unterneh-
mens zuzuordnen sind.

Während für die Prüfung der Privatwirtschaft umfangreiche Literatur zur
Verfügung steht, gilt das für die kommunale oder staatliche Rechnungsprüfung
nicht.

Mit dem vorliegenden Werk soll systematisch das gesamte kommunale Prü-
fungswesen dargestellt werden. Dabei werden die unterschiedlichen Bestim-
mungen in den einzelnen Bundesländern für die Rechnungsprüfung berück-
sichtigt; wobei das nordrhein-westfälische Prüfungsrecht den Leitfaden bildet.
Vereinfacht wird die Darstellung dadurch, dass das Prüfungsobjekt in allen
Bundesländern seit der Reform 1974 – noch – fast identisch ist: Das kommu-
nale Haushaltsrecht.

Ziel des Buches ist es, praxisorientiertes Prüfen darzustellen. Nicht die Dis-
kussion zwischen den Kameralisten und den Prüfern über die Richtigkeit der
Anwendung des kommunalen Haushaltsrechts soll im Vordergrund stehen,
sondern die methodische Darstellung, wie Prüfungsaufgaben angepackt und
gelöst werden. Es ist auch nicht beabsichtigt, eine wissenschaftliche Abhand-
lung über das Prüfungsrecht vorzulegen; im Vordergrund steht die Prüfungs-
praxis und die damit verbundenen Probleme. Infolgedessen war es erforderlich,
einen umfangreichen Anhang beizufügen, der die Umsetzung der Prüfungsauf-
gabe ermöglicht.

Ein Buch über kommunale Rechnungsprüfung kann sich aber nicht nur auf
die Methoden der Formalienprüfung beschränken, sondern muss auch Anmer-
kungen zur Haushalts- und Finanzpolitik der Gemeinde enthalten. Gerade in
Zeiten wirtschaftlicher Probleme muss auch die Rechnungsprüfung ihren Bei-
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trag dazu leisten, Gemeindefinanzen auf gesunde Beine zu stellen. Somit war
es erforderlich, den Bereich der Wirtschaftlichkeitsprüfung des Verwaltungs-
handelns besonders herauszustellen. Dass dabei auch einige kritische Töne ent-
halten sind, ergibt sich aus der Stellung eines Rechnungsprüfungsamtes. Kriti-
sche Töne sollen zum Nachdenken anregen, auch bei Politikern, die sich durch
Formulierungen, teilweise auch zwischen den Zeilen, angesprochen fühlen
könnten. Gleichzeitig soll es Kommunalpolitiker anregen zu überlegen, ob das
Schwergewicht der finanzpolitischen Betrachtungen weiterhin bei der Haus-
haltssatzung liegen soll oder ob nicht auch die Jahresrechnung Gegenstand po-
litischer Erörterungen sein muss.

Soweit erforderlich, werden auch Aussagen zum kommunalen Haushalts-
recht getroffen, die nicht unbedingt mit den Auffassungen der Kämmerer über-
einstimmen müssen, sicherlich dann nicht, wenn die Möglichkeiten der Rech-
nungslegungspolitik aufgezeigt werden. Von daher bietet auch diesem
Leserkreis das vorliegende Werk einiges Neues.

Meerbusch, im November 1993 Der Verfasser
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